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02.06.2009 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktionen der CDU und der FDP 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2009 (Haushaltsgesetz 2009) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/409 zu Drucksache 18/281  

 
 
 
Einzelplan 15 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  15 02 Förderung der Wissenschaft und Forschung 
Buchungskreis: 2999 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan 9 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Nichtstaatliche Hochschulen und Berufsakademien 
 
  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    
 
 Menge  10 Institutionen 10 0   10

 
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 2.773,0 +24.700,0 27.473,0
 Produktabgeltung 2.773,0 +24.700,0 27.473,0

 
 
Änderung der Leistungsplan-Erläuterungen (Produktblatt): 
 
3.1. Beschreibung des Förderprodukts: 
 

c) European Business School – Anschubfinanzierung zum Aufbau einer Rechtswissenschaftlichen Fakultät, 
Gründung einer Law School als juristische Schwester-Fakultät der European Business School sowie 
Folgenutzung der Altliegenschaften des Amts- und Landgerichts Wiesbaden in der Moritzstraße/ Gerichtsstraße 
durch die Law School. 

 
 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 
 
 Verpflichtungsermächtigungen von um auf 
 Verpflichtungsermächtigung 2010 0 "+" 11.000 11.000
 Verpflichtungsermächtigung 2011 ff 0 "+" 5.000 5.000
 Verpflichtungsermächtigung 2012 ff 0 "+" 2.700 2.700
 Gesamtverpflichtung    0 +18.700 18.700

 
Kameraler Haushalt: Beträge in EUR 
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18. Wahlperiode 
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 Titel Zweckbestimmung           von um auf 

 686 00 
Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im 
Inland 218.847.500 +6.000.000 224.847.500

 
 

 
Kameraler Haushaltsabschluss: Beträge in EUR 
 
 
 Ausgaben   
  Hauptgruppe 6 745.872.400 +6.000.000 751.872.400
 Kameraler Zuschuss       649.099.000 +6.000.000 655.099.000

 
 
 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:      
 
Die European Business School verfolgt das Ziel, sich mit Hilfe der Erweiterung um die Law School zur führenden 
deutschen privaten Universität mit wirtschafts- und rechtswissenschaftlichem Schwerpunkt zu entwickeln. Eine solche 
Law School ist vor allem dadurch geprägt, dass dort eine juristische Ausbildung im gestuften System erfolgt. Die sich 
durch eine günstige Betreuungsrelation, durch die Internationalität, den Praxisbezug und vor allem die 
Schwerpunktsetzung im Bereich Wirtschaft auszeichnet. Ein vergleichbares Angebot existiert derzeit an den staatlichen 
Hochschulen Hessens nicht. National gibt es lediglich die äußerst erfolgreiche Bucerius-Law-School in Hamburg, an der 
nur ein Bruchteil der Bewerber aufgenommen werden kann. Die Erweiterung der EBS um einen neuen Fachbereich am 
Standort Wiesbaden bietet deshalb hervorragende Möglichkeiten der erweiterten wissenschaftlichen Profilierung der 
Hochschule und der Landeshauptstadt als Universitätsstadt und stellt damit eine sinnvolle Ergänzung der hessischen 
Hochschullandschaft dar. 
 
Das Amts- und das Landgericht Wiesbaden werden zum Jahresende 2009 in das neue Justiz- und Verwaltungszentrum an 
der Mainzer Straße umziehen. Eine zeitnahe Folgenutzung der hierdurch freiwerdenden Altliegenschaften wird deshalb 
notwendig, um den drohenden Leerstand der Gebäude zu vermeiden. Das Land Hessen sieht sich aber auch in der 
Verpflichtung gegenüber der Stadt Wiesbaden, für eine sinnvolle Folgenutzung des Gerichtsareals zu sorgen, um 
hierdurch eine geordnete und qualitätsvolle Entwicklung des Stadtquartiers zu gewährleisten und der von Anwohnern 
und Gewerbetreibenden des Quartiers befürchteten negativen Entwicklung des Gebietes nach dem Wegzug der Gerichte 
entgegenzuwirken. 
 
Das Interesse der EBS zur Einrichtung einer Law School am Standort Wiesbaden bietet insofern einen hervorragenden 
Ansatz, die Frage der Folgenutzung der Altliegenschaften des Amts- und Landgerichts mit dem Aufbau der Law School 
zu verknüpfen. Bach den bisherigen Untersuchungen eignen sich das Areal mit den denkmalsgeschützten alten 
Gerichtsgebäuden optimal für die Unterbringung der geplanten Law School. Der errechnete Raumbedarf ist nach 
vorläufiger Beurteilung durchaus auf dem Areal zu befriedigen. 
 
Die Stadt Wiesbaden ist bereit, die Ansiedlung der Law School auf dem Gerichtsareal als städtebaulich sinnvolle 
Nachnutzung für die bisherigen Gerichtsgebäude im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten zu unterstützen.  

 
 
 
Wiesbaden, 02.06.2009 
 
Für die Fraktion der CDU 
Der Fraktionsvorsitzende 
Dr. Christean Wagner (Lahntal) 

Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende 
Florian Rentsch 

  
  
  

               


